
 

 

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben wesentliche Änderung einer Biogasanlage 

in 16259 Falkenberg 
    

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 8. April 2025 

 
 

Die Firma Bioenergie Birkholz GmbH & Co. KG, Schwanebecker Straße 8 in 16321 Bernau 
bei Berlin beantragt die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf dem Grundstück in 16259 Falkenberg, Apfelallee 16 in der Gemarkung Kruge, 
Flur 1, Flurstücke 435, 512, 514, 516 und 517 eine Biogasanlage wesentlich zu ändern 
(Az.: G06424). 
 
Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen den Austausch des vorhandenen 
Blockheizkraftwerkes mit einer Feuerungswärmeleistung von 1,916 MW durch zwei neue 
Blockheizkraftwerke mit jeweils einer Feuerungswärmeleistung von 935 kW. Die 
Gesamtfeuerungswärmeleistung der neuen Blockheizkraftwerke beträgt 1,87 MW. 
 
Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.3.2 V in Verbindung mit der Nummer 
1.2.2.2 V des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) 
sowie um die Änderung eines Vorhabens nach Nummer 8.4.2.2 S in Verbindung mit der 
Nummer 1.2.2.2 S der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG). 
 
Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
standortbezogene Vorprüfung durchzuführen. 
 
Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage der 
vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen. 
 
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte 
Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 
 
Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Kriterien: 
 
Es liegen zwar besondere örtlichen Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 zum 
UVPG aufgeführten Schutzkriterien vor, jedoch hat das Vorhaben keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen, welche die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele 
der Gebiete betreffen. Die Anforderungen an den Schallimmissionsschutz werden an 
maßgeblichen Immissionsorten erfüllt. Eine Beeinträchtigung durch Luftschadstoffe und 
Geruch ist aufgrund der nachgewiesenen Irrelevanz auszuschließen. Eine Schädigung der 
sich im Untersuchungsraum befindlichen Alleen sowie gesetzlich geschützten Biotope durch 
Stickstoff- und Säuredeposition ist bedingt durch die Einhaltung der gesetzlich 
vorgeschriebenen Abschneidekriterien nicht zu erwarten. Ein Einfluss auf das sich im 
Untersuchungsraum in nordwestlicher Richtung gelegene Bodendenkmal Nr. 60100 wird 
aufgrund der Entfernung ausgeschlossen. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.  
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